
 
 

 
 
 
Fragenkatalog zur Vernehmlassungsvorlage Organisation 
Bahninfrastruktur (OBI) 

 
Zielsetzungen 

 
1. Sind Sie mit der generellen Zielsetzung der Vorlage, die Diskriminierungspotenziale zu reduzieren, 

einverstanden? 

Nein. Wir wünschen uns die Verhinderung von Diskriminierungen, nicht nur die Reduktion von Potentialen.  

Wir erachten den Verzicht auf Wettbewerb im Personenverkehr und die Beibehaltung des nur auf dem Pa-
pier möglichen Wettbewerbs im Güterverkehr nicht als langfristig tragbares Konzept. Die weitere Steigerung 
der Kosten für die öffentliche Hand und insbesondere die Stagnation des Marktanteils der Bahn können so 
nicht gestoppt werden. 

Auch im Güterverkehr müssen zur Stimulierung des erst auf dem Papier möglichen Wettbewerbs und zur 
Verhinderung von Diskriminierungen durch die marktmächtige SBB Cargo systemrelevante Dienstleistungen 
reguliert werden. So ist der Wagenladungsverkehr als Angebot auch konkurrentischen Güterbahnen zu öff-
nen - unter entsprechender Regulierung der Bedingungen - sowie die Bedienung der letzten Meile in An-
schlussgleise und Terminals durch SBB Cargo. 

Die Vorlage will gemäss Ziff. 1.2 des Erläuterungsberichts die Effizienz, Wirtschaftlichkeit, Qualität und Si-
cherheit gewährleisten. Dazu ist unseres Erachtens die Zusammenlegung der Normalspurnetze in der 
Schweiz und Ausgliederung in eine Netzgesellschaft im Eigentum des Bundes unumgänglich. Der parallele 
Betrieb vieler Normalspurnetze verursacht hohen administrativen Aufwand und grosse Koordination zwi-
schen den Netzbetreibern, womit wertvolle Synergien verloren gehen und kostspielige Doppelspurigkeiten 
entstehen. 

Mit der Schaffung einer eigenständigen Netzgesellschaft wird gleichzeitig die Trennung von Infrastruktur und 
Verkehr realisiert. Auf die Schaffung einer Trassenvergabestelle kann somit verzichtet werden. Diese Tren-
nung von Infrastruktur und Verkehr hat sich in der täglichen Abwicklung des Verkehrs und langfristigen An-
gebotsplanung bestens bewährt, wie das Beispiel des SBB-Fernverkehrs auf dem BLS-Netz und die S-Bahn 
Bern der BLS auf dem SBB-Netz hinlänglich beweisen. 

 
2. Sehen Sie weitere Massnahmen, die zur Reduzierung der Diskriminierungspotentiale umgesetzt 

werden müssten? 

Ja, im Bereich Güterverkehr sind ebenfalls Systemführerschaften vorzusehen. Dies für den Wagenladungs-
verkehr in Abgrenzung zum Ganzzugs- und Kombiverkehr und für die Bedienung der letzten Meile durch 
SBB Cargo. Nur so können im Ganzzugs- und Kombiverkehr Wettbewerb entstehen und die diskriminie-
rungsfreie Nutzung des Wagenladungsverkehrssystems der SBB Cargo durch konkurrentische Eisenbahn-
verkehrsunternehmen sichergestellt werden. 
 
 

Massnahmen 
 

Trassenvergabestelle 
3. Sind Sie mit der vorgesehenen Stossrichtung zur Stärkung und Ausgestaltung der Trassenverga-

bestelle als Anstalt des Bundes einverstanden? 

Ja. Wir erachten sie jedoch als entbehrlich, weil wir die Schaffung eines Schweizerischen Netzbetreibers für 
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das Normalspurnetz direkt in Bundeseigentum wünschen. In dieser Konstellation könnte die Netzbetreiberin 
die Trassen selbst diskriminierungsfrei vergeben. 

Die Unabhängigkeit der Mitglieder des Verwaltungsrats von Infrastrukturbetreibern und Eisenbahnverkehrs-
unternehmen muss gesetzlich klar vorbehalten werden. Art. 9f Abs. 6 EBG muss diesbezüglich explizite 
Ausschlussgründe nennen. 

Es soll Aufgabe und Ziel der Trassenvergabestelle sein, den Wettbewerb beim Netzzugang zu fördern. Art. 
9d Abs. 2 ist entsprechend zu ergänzen. 

Gemäss Art. 9d Abs. 2 lit. b ist die Trassenvergabestelle für die diskriminierungsfreie Erstellung des Fahr-
plans zuständig. Da die Trassenvergabestelle als öffentlich-rechtliche Anstalt in völliger Unabhängigkeit der 
Netzbetreiber agiert, ist ein Vorbehalt der Diskriminierungsfreiheit widersprüchlich. Eine Beauftragung zur 
Fahrplanerstellung an die Netzbetreiber durch die Trassenvergabestelle sollte jedoch explizit ausgeschlos-
sen werden.  

 
4. Sind Sie mit der geplanten Übertragung des Inkassos des Trassenentgelts auf die Trassenverga-

bestelle einverstanden? 

Nein, da die spezifischen Zugs- und Wagendaten, die für die Festlegung des Trassenpreises entscheidend 
sind, bei den Infrastrukturbetreiberinnen verfügbar sind. Im Moment des Entscheids über die Trassen-
vergabe durch die Trassenvergabestelle hingegen sind diese Daten nicht bekannt. Die korrekte Fakturierung 
kann von der Railcom im Rahmen der Marktaufsicht von Amtes wegen und auf Klage hin untersucht werden. 
 
 

Systemführerschaft 
5. Erachten Sie die vorgeschlagene Konkretisierung von Systemführerschaften zur Erhöhung der 

Transparenz als hinreichend bzw. als zu weitführend? 

Nein, nicht hinreichend. Das BAV muss die Entschädigung für die systemrelevanten Dienstleistungen und 
die Weiterverrechnung an die begünstigten Nutzniesser analog zu Bestellungen/Abgeltungen festlegen.  

Der Railcom muss eine klare Kompetenz zur umfassenden Kontrolle (Vertragseinhaltung und präventive 
Inhaltskontrolle) und zum Entscheid über Streitigkeiten eingeräumt werden. Die jetzige Formulierung im 
Gesetz ist unklar. 

Die Möglichkeit, die Systemführerschaft an andere Marktteilnehmer zu übertragen, muss konzeptionell offen-
gehalten werden, was insbesondere bei Informatikapplikationen berücksichtigt werden muss. 

 
6. Erachten Sie die vorgesehenen Mitwirkungsrechte (durch vertragliche Regelung, Management-

board, Beschwerdeinstanzen) aller Beteiligten als hinreichend bzw. als zu weitführend? 

Nicht hinreichend, da die Kräfteverhältnisse bei der vertraglichen Regelung zu berücksichtigen sind. Viel-
mehr muss das BAV die Essentialia, insbesondere die Höhe der Entschädigung, die die Nutzer an den Sys-
tembetreiber leisten müssen, in den Verträgen festlegen. 

Das Managementboard und die Beschwerdeinstanz sind vage und unverbindlich gehalten. Es braucht ge-
setzliche Regelungen, welche Rechte und Pflichten aller beteiligten Akteure (BAV, Systemführer, konzessio-
nierte Unternehmen, Railcom) klar benennen. Dies ist im vorgeschlagenen Artikel 37 nicht der Fall. 

 

 
7. Wie stehen Sie der Einrichtung von Systemführerschaften im Bereich Verkehr gegenüber? 

Positiv. Wir vermissen sie im Güterverkehr (Wagenladungsverkehr versus Ganzzugsverkehr, Bedienung der 
letzten Meile durch SBB Cargo). Insoweit ist die Vorlage im Bereich des GüTG zu ergänzen. Die Rahmenbe-
dingungen müssen so verändert werden, dass private Investoren in das Bahnsystem investieren. Vorausset-
zung hierfür ist die wirkliche Öffnung des Bahngüterverkehrsmarkts für den Wettbewerb.  

Die systemrelevanten Leistungen sind auch im Güterverkehr mittels Vereinbarungen zu regeln. Dazu gehö-
ren IT-Systeme, Tracking & Tracing Systeme insbesondere aber auch die diskriminierungsfreie Nutzung des 
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Wagenladungsverkehrs inkl. Swiss Split sowie der Nahzustellung durch Rangierteams, welche konkurrenti-
schen Güterbahnen diskriminierungsfrei offen stehen müssen. Die Bedingungen, die SBB Cargo in solchen 
Konstellationen als Leistungserbringer gegenüber Konkurrenten anwendet, müssen im Voraus diskriminie-
rungsfrei festgelegt und durch die Railcom kontrolliert werden. 
 
 

Mitwirkungsrechte 
8. Erachten Sie die Einführung eines Informations- und Mitwirkungsrechts für die im Netzzugang 

tätigen Eisenbahnverkehrsunternehmen bei Investitionsentscheiden der Infrastrukturbetreiberin 
als zielführend? 

Ja. Sie ist unverzichtbar und zielführend, aber nicht ausreichend (dazu Frage 10). Auch Anschlussgleisbe-
treibern sind diese Mitwirkungsrechte einzuräumen, da sie in ihren Verkehrsbelangen ebenfalls unmittelbar 
betroffen sind. Zu oft haben integriert geführte Unternehmen unter Ausschluss der Güterbahnen Bahnhöfe 
alleine auf die Erfordernisse des Personenverkehrs ausgerichtet. Für die nach erfolgtem Umbau zu Tage 
getretenen Kapazitätseinschränkungen und betrieblichen Mehraufwendungen für den Güterverkehr wurde 
den Güterbahnen und Verladern nie Schadenersatz geleistet. Die Vorlage sollte gestützt auf das Verursa-
cherprinzip die Leistung von Schadenersatz an Geschädigte für Kapazitätsbeschränkungen, betriebliche 
Mehraufwendungen und nicht mehr mögliche Verkehre vorsehen, der in die Projekte kapitalisiert einkalku-
liert werden müsste. 

Der RailCom muss eine klare Kompetenz zur umfassenden Kontrolle der Mitwirkung ex ante und zum Ent-
scheid über Streitigkeiten eingeräumt werden. Die jetzige Formulierung im Gesetz ist unklar. 

 
9. Erachten Sie die Einführung eines Informations- und Mitwirkungsrechts für die im Netzzugang 

tätigen Eisenbahnverkehrsunternehmen bei der Fahrplanerstellung als zielführend? 

Ja. Da auch Verlader Trassen bestellen können, sollen die Mitwirkungsrechte auch den Verladern einge-
räumt werden. Wie zu Frage 3 ausgeführt, gehen wir davon aus, dass inskünftig die Trassenvergabestelle 
den Fahrplan erstellt. 

 
10. Sind Mitwirkungsrechte in weiteren Bereichen oder andere Instrumente und Massnahmen nötig, 

um die Diskriminierungsfreiheit im Schweizer Eisenbahnverkehr zu erhöhen? 

Ein auf Investitionsentscheide und Fahrplan beschränktes Mitwirkungsrecht greift zu kurz. Die Bahn muss 
gesamthaft als System geführt und weiterentwickelt werden. Die Kooperation von Infrastrukturbetreibern, 
Eisenbahnverkehrsunternehmen, Bestellern des Personenverkehrs, Operateuren, Verladern, Anschliessern 
usw. ist von zentraler Bedeutung für ein marktfähiges, diskriminierungsfreies Angebot.  

Integriert geführte Bahnen schliessen einen wesentlichen Teil dieser Akteure aus. Daher muss die Ausge-
staltung des Mitwirkungsrechts drastisch erweitert, spezifiziert und gesetzlich geregelt sein. Die unter Art. 
37a getroffenen Aussagen sind nicht ausreichend, um dieses Recht geltend zu machen.  

Zu ergänzen und definieren sind folgende Punkte: 

a. Zusammensetzung 

Infrastrukturbetreiber, Eisenbahnverkehrsunternehmen, Besteller des Personenverkehrs, Operateure, Verla-
der, Anschliesser 

b. Frequenz 

Mindestens vierteljährlich 

c. Aufgaben 

Investitionen auf Kundennutzen überprüfen, kapazitäts- und qualitätssteigernde Massnahmen diskutieren, 
Qualität und Kundenzufriedenheit überwachen und steuern, Themen aus dem Kreis der Kunden als Anstoss 
aus dem Markt zur marktgerechten Weiterentwicklung einbringen.  

Jährliche Präsentation der Finanzströme der Infrastrukturbetreiber und Hinterfragung durch das Gremium, 
Trassenpreisstrukturen, Kosten weiterer Leistungen, Transparenz usw. erörtern und weiterentwickeln. 
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Auch im Bereich Immobilien, die ein wesentlicher Hebel für die Attraktivität der Verkehrsangebote im Perso-
nenverkehr, oft aber auch entscheidende Hindernisse für die Realisierung von Güterverkehrsstandorten 
sind, besteht Mitwirkungsbedarf. Wie in unserem Begleitschreiben ausgeführt, erachten wir die Ausgliede-
rung der Immobilien aus den integriert geführten Eisenbahnunternehmen als unumgänglich, um die Diskrimi-
nierungsfreiheit im Eisenbahnverkehr zu erhöhen. 

 
 

Schiedskommission im Eisenbahnverkehr 
11. Erachten Sie die Stossrichtung zur Stärkung der Schiedskommission im Eisenbahnverkehr als 

sinnvoll? 

Ja. Es besteht u.E. weiterer Verbesserungsbedarf, insbesondere bei der Abgrenzung der unterschiedlichen 
Verfahren der Mitwirkung und Bewilligung, Art. 37 und 37a EBG. Auch soll die Schiedskommission die Preis-
festsetzung für den Netzzugang durch das BAV sowie die Verträge über Systemführerschaften ex ante über-
prüfen dürfen.  

Die Regulierungsstelle sollte ausserdem nicht nur die diskriminierungsfreie Nutzung der Eisenbahninfra-
struktur überwachen, sondern aktiv die Wettbewerbssituation in den Schienenverkehrsmärkten überwachen. 
Dazu gehört die ex-ante Überprüfung der Schienennetz-Nutzungsbedingungen, Systemführerschaften, Ent-
geltregelungen und Leistungskataloge. Darin eventuell enthaltene diskriminierende Bestimmungen müssen 
bereits im Vorfeld aufgehoben werden, um Missbrauch vorzubeugen. 

Schliesslich sollte die Regulierungsstelle die effiziente Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur proaktiv über-
wachen. Als natürlichem Monopol fehlen dem Infrastrukturbetreiber marktwirtschaftlich induzierte Anreize 
zur Produktivitäts- und Effizienzerhöhung. Die aktive Hinterfragung der Kosten und Kostenstrukturen sowie 
der Finanzströme innerhalb der Bahnkonzerne ist ein wichtiger Beitrag für die Marktfähigkeit und die Diskri-
minierungsfreiheit des Systems.  

 

 
Passagierrechte 

12. Sind Sie mit der Erweiterung der Passagierrechte im Eisenbahnverkehr einverstanden? 

Nein, da die Reisenden insbesondere im Regionalverkehr die Kosten nicht decken. Eine Verbesserung ihrer 
Rechte ist damit unangemessen. 

Nein, da die Rechte der Güterverkehrskunden nicht gleichsam verbessert werden. Diese Ungleichbehand-
lung ist nicht nachvollziehbar und unbegründet. 

 
13. Erachten Sie die gleichzeitige Einführung erweiterter Passagierrechte im internationalen Fern-

busverkehr als notwendig und sinnvoll? 

Da im Fernbussystem die Kosten von den Passagieren vollständig gedeckt werden, ist eine Verbesserung 
der Passagierrechte denkbar. Allerdings muss hierbei die Konkurrenzfähigkeit dieses Verkehrsangebots ge-
genüber dem Bahnfernverkehr gewahrt werden. Die Reisenden sollen die freie Wahl zwischen den unter-
schiedlichen Angeboten von Bahn und Bus haben, die sich letztlich auch in den eingeräumten Passagier-
rechten niederschlagen dürfen. 
 
 

Weitere Fragen 
 

Auswirkungen: 
14. Sehen Sie nebst den in der Vorlage erwähnten Auswirkungen (auf den Bund, die Kantone, die 

Gemeinden, die Volkswirtschaft etc.) weitere erwähnenswerte Auswirkungen? 

Die Vorlage wird u.E. in ihrer aktuellen Ausgestaltung weder zu einer Effizienzsteigerung noch zu einer Kos-
tensenkung im Bahnsystem führen. Beides ist jedoch für die langfristige Aufrechterhaltung eines qualitativ 
hochstehenden und effizienten Verkehrsangebots auf der Schiene und im öffentlichen Busverkehr unver-
zichtbar. 
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Weitere Bemerkungen: 
 
15. Haben Sie zu den übrigen Themen der Vorlage (weitere Gesetzesanpassungen) Bemerkungen? 

 

Die Einführung einer Aufsichtsabgabe gemäss Art. 17a Anschlussgleisgesetz lehnen wir ab. Eine rein prä-
ventive polizeiliche Aufsicht ohne konkreten Anlass der Intervention ist eine allgemeine Staatsaufgabe, die 
nicht über zusätzliche Gebühren zu finanzieren ist. Die Aufsicht über die Anschlussgleise ging mit der Teil-
revision des AnGG im Jahre 2010 zu Recht kostenneutral an das BAV über. Diese Kostenneutralität muss 
beibehalten werden. Allenfalls kann für aufwendige Audits, insbesondere im Zusammenhang mit langwieri-
gen Auflagen, eine Gebühr eingeführt werden, nicht hingegen für die allgemeine Aufsichtstätigkeit des Bun-
des. 

 
16. Gibt es Themen, die Ihrer Ansicht nach zu wenig berücksichtigt wurden? 

 

Kostensenkungspotentiale und damit einhergehend Marktanteils-Erhöhungen durch  

• Zusammenlegung der Normalspurnetze in eine eigenständige Netzgesellschaft des Bundes 

• Wettbewerb im Regionalverkehr 

• Wettbewerb im Fernverkehr u.a. auch Fernbusse 

• Stimulierung des nicht funktionierenden Wettbewerbs im Güterverkehr durch Regelung des sys-
temrelevanten Wagenladungsverkehrs und der systemrelevanten Bedienung der letzten Meile 
durch SBB Cargo. 

 
Einräumung von mehr unternehmerischer Freiheit an SBB Cargo durch ihre Ausgliederung in eine sepa-
rate Gesellschaft in Bundeseigentum als Zwischenschritt bis zur Schaffung von Holdingstrukturen bzw. 
einer eigenständigen Netzgesellschaft. 
 
 
 
 
Uitikon, 27. November 2015 
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